
Tagesordnung 
 

der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr am 
Montag, 8. Februar 2010, 18.00 Uhr, 

kleiner Sitzungssaal, Kreishaus Heinsberg 
 
 

Öffentlicher Teil:  
 
1. Abfallwirtschaftsplan Nordrhein-Westfalen (AWP) – Teilplan Siedlungsabfälle 
 
2. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 18.01.2010 gem. § 5 GeschO: 
 Gründung einer Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) 
 
3. Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 22.01.2010 gem. § 5 

GeschO: 
 Radwege rund um die Selfkantbahn 
 
4. Neubau einer Kreisstraße „EK 13 / EK 17“ als Ortsumgehung von Gangelt 
 
5. Neubau einer Kreisstraße „EK 17“ als Ortsumgehung von Vinteln (Gemeinde Gangelt) 
 
6. MultiBus – Organisatorische Anpassungen aufgrund starker Nachfrage 
 
7. Bericht der Verwaltung 
 
 
 
Nichtöffentlicher Teil:  
 
8. Vertragsangelegenheiten 
 
9. Konzept zur Entwicklung der westEnergie und Verkehr GmbH – Verkehrssparte – im 

Zeitraum 2010 bis 2015 
 
10. Vergabe eines Auftrages über Oberbodenarbeiten für den Neubau der Kreisstraße EK 5 im 

Bereich der Brückenbauwerke Haaren, Kirchhoven und Heinsberg (I. und II. Bauabschnitt) 
 
11. Abschluss von Vereinbarungen mit der Flurbereinigungsbehörde über den 

zweckgebundenen Grunderwerb für die Realisierung der Kreisstraßenbauvorhaben „EK 
17“ (Ortsumgehung Vinteln, Gemeinde Gangelt) und „EK 13 / 17“ (Ortsumgehung 
Gangelt)  

 
12. Bericht der Verwaltung 
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Öffentlicher Teil

Ta2esordnun2spunkt 1 :

Abfallwirtschaftsplan Nordrhein-Westfalen (AWP) - Teilplan Siedlungsabfälle

-

Bereits in der Sitzung des Ausschusses fUrUmwelt und Verkehr am 19.05.2009 (TOP 5) hat die
Verwaltung darüber berichtet, dass der Entwurf des AWP in der Fassung vom 16.03.2009 des
Ministeriums fUrUmwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen (MUNLV) vorliegt. Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde dem
Kreis Heinsberg die Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt. Auf der Grundlage des
Beschlusses des Ausschusses fUrUmwelt und Verkehr in der Sitzung am 23.06.2009 (TOP 3)
wurde eine der Landesplanung zustimmende Stellungnahme des Kreises Heinsberg insVerfahren
eingebracht. In der Sitzung vom 23.06.2009 nahm die Verwaltung ausfUhriichStellung zu den
Feststellungen und Zielen der Abfallwirtschaftsplanung des Landes.-
Der Kreis Heinsberg und die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben deutlich gemacht,
dass sie die im ersten Entwurf des AWP vom März 2009 festgeschriebenenZiele (Ziffer 1.5und 3)
uneingeschränkt begrüßen. Der Kreis Heinsberg hat im Sinne der Bürgerinnen und Bürger des
Kreises Heinsberg ein besonderes Interesse an einem Wegfall des Zuweisungszwanges im
Hinblick auf eine wettbewerbsgerechte Marktöffnung und die damit zu erwartenden positiven
Auswirkungen auf die Müllgebühren.

Auf der Grundlage des Abfallwirtschaftsplanes fUrden Regierungsbezirk Köln 2004 - Teilplan
Siedlungsabfalle- und der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Erklärung derVerbindlichkeit
vom 16.12.2004 (wie auch bereits bei der vorherigen Abfallwirtschaftsplanung von 1999)
unterliegt der Kreis Heinsberg als öffentlich-rechtlicherEntsorgungsträgerhinsichtlich derAbfälle
zur Beseitigung (kommunaler Restmüll) der Zuweisungzur MüllverbrennungsanlageWeisweiler.

Das durch die Änderung des Landesabfallgesetzes verbundene Ziel des "Hochzonens" der
Abfallwirtschaftsplanung auf die Landesebenesolldie Abfallwirtschaftdes Landesharmonisieren.
Wesentlicher Bestandteil dieser Hannonisierung ist die Aufhebung der nur noch in den
Regierungsbezirken Düsseldorf und Köln bestehenden Zuweisungszwänge zu bestimmten

Beratungsfolge Sitzungstennin

Ausschuss fUrUmwelt und Verkehr 23. Juni 2009

Ausschuss fUrUmwelt und Verkehr 8. Februar 2010
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Müllverbrennungsanlagen. Hintergrund ist die auch im AWP-Entwurf niedergelegte Erkenntnis,
dass zum einen vergleichbare Zuweisungszwänge in den drei anderen Regierungsbezirken (aber
auch in anderen Bundesländern) nicht bestehen, wirtschaftlich nicht zu vertreten sind,
ausreichende Verbrennungskapazitäten landesweit zur Verfügung stehen und die Erfahrung aus
den drei östlichen RegierungsbezirkenNordrhein-Westfalenszeigt, dass die Entsorgungssicherheit
ohne Zuweisungszwang erfüllt werden kann. Hinzu kommt die Erkenntnis, dass dermit demEnde
der Deponierung nicht vorbehandelter Siedlungsabfälle im Jahre 2005 kurzzeitig in Bewegung
versetzte Entsorgungsmarkt, insbesondere im Bereich der gewerblichen Entsorgungswirtschaft,
sich wieder beruhigt hat und zur Normalität zurückgekehrt ist.

,....

Der Kreis Heinsberg verfügt über einen im Rahmen eines europaweiten Vergabeverfahrens
geschlossenen Entsorgungsvertrag. Zur Sicherung der Entsorgung ist in absehbarer Zeit eine
erneute europaweite Ausschreibung erforderlich. Die Vorbereitungen zu einer neuen
Ausschreibung laufen bereits. Derzeit entfallen bei der Restmüllentsorgung über 90 % der
Gesamtkosten (ohne Sammlungskosten der Städte und Gemeinden) auf den reinen
Verbrennungspreis. Eine sinnvolle Vergabe eines Entsorgungsauftrages auf der Grundlage des
freienWettbewerbshängt demnach wesentlich davonab, dass die in Fragekommenden Bieter sich
hinsichtlich der Entsorgung der Beseitigungsabfälle verschiedener Entsorgungsanlagen bedienen
können. Die zwingende Zuweisung zu einer speziellen MüllverbrennungsanlageschränktdieZahl
potenzieller Bieter von vorneherein ein und bietet den Bürgerinnen und Bürgern im Kreis
Heinsberg somitnicht die Aussicht aufeinenwirtschaftlichenVertragsabschluss.DieBeibehaltung
eines Zuweisungszwanges wäre im Gegenteil eine Form von innovationsfeindlichem, nicht
zeitgemäßem Monopolismus und Protektionismus.

-

Die Verbrennungskapazitäten werden außerhalb des Zuweisungszwanges zu regelmäßig sehr
günstigen Konditionen am "freien Markt" angeboten. Hiervon profitieren derzeit einzig die
Besitzer und Entsorger gewerblicher Abfälle. Dieser Umstand wird durch die Entwicklung
unterstützt, dass auch die Müllverbrennungsanlagen den so genannten Verwerter-Status besitzen,
so dass faktisch nur noch die privaten Haushalte ihren Restmüll "zur Beseitigung" der
Müllverbrennung zuführen, während der Restmüll gewerblicher Herkunft nicht nur der
kommunalen Überlassungspflicht entzogen ist, sondern sich vollkommen uneingeschränkt unter
den Bedingungen des freien Waren- und Güterverkehrs in Europa der günstigsten
Entsorgungsmöglichkeit- Verbrennungzur (energetischen)Verwertung- bedienenkann,aber
faktisch gemeinsam mit dem Beseitigungsabfall aus den Haushalten verbrannt wird.

Die Verbrennungder Restabfälle in Weisweilererfolgtbislang unzweifelhaftqualitativhochwertig
und reibungslos, so dass die zwingend erforderliche Entsorgungssicherheit durchgängig
gewährleistet ist. Das Votum fürdie Abfallwirtschaftsplanungdes Landesbedeutet nichtzwingend
die Abkehr von der MVA Weisweiler. Diese muss sich aber zukünftig dem Wettbewerb stellen
und kann nicht erwarten, Abfälle aus dem Kreis Heinsberg zu konkurrenzlosen,monopolistischen
Bedingungen dauerhaft zu erhalten.

Der erste Entwurf des AWP vom März 2009 wurde nicht nur in der Fachöffentlichkeit umfassend

hinsichtlich der Auswirkungen, insbesondere für die Gebührenstrukturen, äußerst kontrovers
diskutiert. Es wurden intensive Gespräche mit dem MUNLV, aber auch mit Betroffenen MVA-
Betreibern und insbesondere mit Vertretern der benachbarten Entsorgungsträger der
Entsorgungsregion West (AachenlDüren) geführt.

Im Zuge dieser Gespräche haben die Vertreter aus Aachen und Düren daraufhingewiesen, dassdie
MVA Weisweiler einen Bestandsschutz für den gesamten Abschreibungszeitraum (bis 2017)

I
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benötige; erst danach könne man günstigere Verbrennungspreise kalkulieren. Das MUNLV war
zwar zu einer Übergangsregelung speziell für die MVA Weisweiler bereit, jedoch nicht bis 2017.
Im Ergebnis konnte mit den Kreisen Aachen und Düren sowie der Stadt Aachen (Zweckverband
EntsorgungsregionWest- ZEW)einregionalerKonsenshinsichtlicheinesÜbergangszeitraumes-
ohne Neuausschreibung - bis 2013erzieltwerden.

Seit Dezember 2009 ist nun die vor dem Hintergrund der Konsensgespräche geänderte
Entwurfsfassung des AWP bekannt. Die Positionen der Kritiker und Befürworter sind in der

Vorlage des MUNLV an den Landtag vom 02.12.2009 treffend zusammengefasst (Anlage 1).

In der Entwurfsfassung vom 26.11.2009 hat das MUNLV zwar die grundsätzliche Linie - alsodie
Aufhebungdes Zuweisungszwanges- beibehalten,jedoch eine beachtlicheÜbergangsfristbis
2013 als Kompromisslösung eingefügt. Die hierbei für den Kreis Heinsberg entscheidende
Textpassage lautet (Seite 27/28 des Entwurfes):

,......
"In dem vorgenannten eines kurzfristig auslaufenden Entsorgungsvertrages Einzelfall [Anm.: ...
des Ende 2010 auslaufenden Vertrages, Seite26 des Entwurfesoben] ergibt sichfiir den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger [Anm.: Kreis Heinsberg] die Verpflichtung, zeitlich begrenzte
Übergangslösungen, wie z. B. Vertragsverlängerungen bis Ende 2013, oder Beteiligung an
Kooperationen auf freiwilliger Basis zu prüfen und entsprechende Maßnahmen umzusetzen.
Dadurch soll sichergestellt werden, dass auch bei einem kurzfristig auslaufenden
Entsorgungsvertrag ein vertretbarer Übergangszeitraum zur Anpassung an die veränderten
Rahmenbedingungen besteht. "

Vordem Hintergrund der sich aus dieser Formulierung im AWP abzeichnenden Handlungspflicht
hat die Verwaltung auf der Grundlage des Beschlusses des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
vom 23.06.2009 (TOP 8) zunächst durch ein "nicht kündigen" die Verlängerung des bestehenden
Vertragesbis Ende 2011 veranlasst.

-
Die Verwaltung hat die überarbeitete Fassung des Entwurfs des AWP vom 26.11.2009 den
Kreistagsfraktionen im Vorfeld dieser Sitzung zur Verfügung gestellt. Ein Auszug mit den
maßgeblichenTextpassagen über die Ziele der Abfallwirtschaftsplanung (Ziffer 1.5,Seiten21bis
28) ist als Anlage 2 beigefügt.

Beschlussvorschla2::

Die Verwaltung schlägt dem Ausschuss fürUmwelt und Verkehrvor, dem geändertenEntwurfdes
Abfallwirtschaftsplanes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 26.11.2009
zuzustimmen.

.
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Taeesordnunespunkt 2 :

Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 18.01.2010 gern.§ 5 GeschO:
Gründung einer Anstalt öffentlichen Rechts (AöR)

--

Mit Schreiben vom 18.01.2010 beantragt die Fraktion der CDU im Kreistag nach § 5 der
Geschäftsordnungdie Beschlussfassung des Kreistages über die Schaffung der Voraussetzungen
rur die Gründung einer Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) rur die Abfallwirtschaft desKreises
Heinsberg (Anlage 3).--
Auf der Grundlage des Antrages der Fraktion der CDU im Kreistag vom 15.05.2008 und des
Beschlusses des Ausschusses für Umwelt und Verkehr vom 03.06.2008 hat die Verwaltung in der
Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr am 16.12.2008 über eine durchgeführte
Organisationsuntersuchung der Abfallwirtschaft des Kreises Heinsberg berichtet.
Dieser Bericht ist als Anlage 4 beigefügt.

Über den Antrag ist in der Sitzung zu beraten und zu beschließen.

Beratungsfolge Sitzungstennin

Ausschuss ftir Umwelt und Verkehr 8. Februar 2010
Kreisausschuss 9. Februar 2010

Kreistag 18. Februar 2010
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Ta2esordnun2spunkt 3 :

Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 22.01.2010 gern. § 5
GeschO:
Radwege rund um die Selfkantbahn

-
Beratungsfolge Sitzungstennin

Ausschuss für Umwelt und Verkehr 8. Februar 2010

Mit Schreibenvom 22.01.2010 beantragtdie KreistagsftaktionBÜNDNIS 90/DIE GRÜNENnach
§ 5 der Geschäftsordnung, dass der Ausschuss für Umwelt und Verkehr die Thematik Radwege
rund um die Selfkantbahn behandeln soll (Anlage 5).

,.... Über den Antrag ist in der Sitzung zu beraten und zu beschließen.
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Ta2eSordnull1!spunkt 4 :

Neubau einer Kreisstraße "EK 13 / EK 17" als Ortsumgehung von Gangelt

'" Beratungsfo 1ge Sitzungstennin

Ausschuss fill Umwelt und Verkehr 8. Februar 2010

Im Verkehrsentwicklungskonzept des Kreises Heinsberg für das klassifizierte Straßennetz
(Stand der Fortschreibung gemäß Beschluss des Kreistages des Kreises Heinsberg vom
19. Juni 2008) ist u.a. der Neubau einer nördlichen Ortsumgehung der Ortslage Gangelt von der
Kreisstraße 5 westlich Gangelt bis zur B 56 östlich Gangelt als "EK 13 / EK 17" aufgeführt. Vor
dem Hintergrund, dass die heutige Kreisstraße K 13 (zukünftig K 17) / "Hanxler Straße" in
Gangelt eine unmittelbare Zubringerfunktion zu der in Ausflihrung befindlichen B 56 n bzw. zu
der Anschlussstelle nördlich von Vinteln erhält, soll das genannte Neubauvorhaben vornehmlich
eine verkehrliche Entlastung der "Hanxler Straße" in Gangelt von heute bereits vorhandenen und
fiirdie Zukunft zu erwartenden, noch höheren Verkehrsbelastungen bewirken. Darüber hinaus ist
das Vorhaben aber auch geeignet, weitere Straßen in der Ortslage Gangelt vom überörtlichen
Durchgangsverkehrzu entlasten.

~

In der Sitzung am 16. September 2008 hat der Kreistag des Kreises Heinsberg einstimmig den
Beschluss für die Planung einer neuen Kreisstraße "EK 13 / EK 17'''' als Ortsumgehung von
Gangelt gefasst. Gleichzeitig wurde die Verwaltung mit den notwendigen Maßnahmen zur
Erzielung des Baurechts für dieses Vorhaben beauftragt.

Gemäß § 38 des Straßen- und Wegegesetzes NRW (StrWG NRW) dürfen Landesstraßen und
Kreisstraßennur gebaut werden, wenn der Plan vorher festgestellt worden ist. Zur Ausfiihrungder
Vorhaben bedarf es daher einer Planfeststellung. Zuständige Planfeststellungsbehörde ist die
BezirksregierungKöln. Zur Durchführung der vorgeschriebenen Planfeststellungsverfahren sind
vom Planungsträger bzw. Antragsteller der Art und dem Umfang des jeweiligen Vorhabens
entsprechende Planunterlagen in Fonn einer Objektplanung und einer darauf aufbauenden
landschaftspflegerischen Begleitplanung zur Verfügung zu stellen. Die Planunterlagen müssen
dabei den Entwurfsrichtlinien entsprechen; sie können jeweils nur von einem dazu fachlich
qualifizierten Ingenieurbüro erstellt werden.
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Die Verwaltung hat auf der Grundlage der Beschlüsse in den Sitzungen des Ausschusses rur
Umwelt und Verkehr vom 1. September 2008 und vom 28. Oktober 2008 die Aufträge zur
ingenieurmäßigen Objektplanung und landschaftspflegerischen Begleitplanung zum Neubau der
EK 13/ EK 17 (Anlage 6) als Ortsumgehung von Gangelt erteilt.

In der Sitzung werden die erstellten Unterlagen zum Antrag auf Planfeststellung durch die
Verwaltung erläutert.

Beschlussvorschla2;:

Der Ausschuss rur Umwelt und Verkehr nimmt die vorgestellte ingenieurmäßige ObjektpIanung
und landschaftspflegerische Begleitplanung zum Neubau der EK 13 / EK 17 als Ortsumgehung
von Gangelt zustimmend zur Kenntnis und ermächtigt die Verwaltung, den diesbezüglichen
Antrag auf Planfeststellung bei der zuständigen Genehmigungsbehörde, der Bezirksregierung
Köln, einzureichen.

'"'

'"'

-
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Ta2eSordnull1?:spunkt5 :

Neubau einer Kreisstraße "EK 17" als Ortsumgehung von Vinteln (Gemeinde Gangelt)

'"
Beratungsfolge Sitzungstennin

Ausschuss fUrUmwelt und Verkehr 8. Februar 2010

Im Verkehrsentwicklungskonzept des Kreises Heinsberg fUr das klassifizierte Straßennetz
(Stand der Fortschreibung gemäß Beschluss des Kreistages des Kreises Heinsberg vom
19.Juni 2008) ist u.a. der Neubau einer östlichen Ortsumgehung der Orts1ageVinteln (Gemeinde
Gangelt) aufgefUhrt.Vor dem Hintergrund, dass die heutige Kreisstraße K 13 (zukünftig K 17) in
Vinteln eine unmittelbare Zubringerfunktion zu der in AusfUhrungbefindlichenB 56n bzw. zu der
Anschlussstellenördlich von Vinteln erhält, soll das genannte Neubauvorhaben eine verkehrliche
Entlastung der Kreisstraße in Vinteln von heute bereits vorhandenen und fUr die Zukunft zu
erwartenden, noch höheren Verkehrsbelastungen bewirken.

,-..

In der Sitzung am 16. September 2008 hat der Kreistag des Kreises Heinsberg den mehrheitlichen
Beschluss fUrdie Planung einer neuen Kreisstraße"EK 17"als Ortsumgehungvon Vintelngefasst.
Gleichzeitigwurde die Verwaltung mit dennotwendigenMaßnahmenzur Erzielungdes Baurechts
fUrdieses Vorhaben beauftragt.

Gemäß § 38 des Straßen- und Wegegesetzes NRW (StrWG NRW) dürfen Landesstraßen und
Kreisstraßennur gebaut werden, wenn der Plan vorher festgestellt worden ist.Zur AusfUhrungder
Vorhaben bedarf es daher einer Planfeststellung. Zuständige Planfeststellungsbehörde ist die
BezirksregierungKöln. Zur DurchfUhrungder vorgeschriebenen Planfeststellungsverfahren sind
vom Planungsträger bzw. Antragsteller der Art und dem Umfang des jeweiligen Vorhabens
entsprechende Planunterlagen in Fonn einer Objektplanung und einer darauf aufbauenden
landschaftspflegerischen Begleitplanung zur VerfUgungzu stellen. Die Planunterlagen müssen
dabei den Entwurfsrichtlinien entsprechen; sie können jeweils nur von einem dazu fachlich
qualifizierten Ingenieurbüro erstellt werden.
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Die Verwaltung hat auf der Grundlage der Beschlüsse in den Sitzungen des Ausschusses mr
Umwelt und Verkehr vom 1. September 2008 und vom 28. Oktober 2008 die Aufträge zur
ingenieunnäßigen Objektplanung und landschaftspflegerischen Begleitplanung zum Neubau der
EK 17 (Anlage 7) als Ortsumgehung von Vinteln erteilt.

In der Sitzung werden die erstellten Unterlagen zum Antrag auf Planfeststellung durch die
Verwaltung erläutert.

Beschlussvorschla2::

-
Der Ausschuss mr Umwelt und Verkehr nimmt die vorgestellte ingenieunnäßige Objektplanung
und landschaftspflegerischeBegleitplanungzum Neubau der EK 17als Ortsumgehungvon Vinteln
zustimmend zur Kenntnis und ennächtigt die Verwaltung, den diesbezüglichen Antrag auf
Planfeststellung bei der zuständigen Genehmigungsbehörde, der Bezirksregierung Köln,
einzureichen.

I'"
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Erläuterungen

zur Tagesordnung der 2. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Verkehr
8. Februar 2010

Ta2esordnun2spunkt 6 :

MultiBus - Organisatorische Anpassungen aufgrund starker Nachfrage

r" Beratungsfolge Sitzungstennin

Ausschuss für Umwelt und Verkehr 8. Februar 2010

In der23.SitzungdesAusschussesfürUmweltundVerkehram23. Juni2009wurdeaufAntrag
der CDU-Fraktion die Erweiterung der Bedienzeiten des MultiBusses, dem bedarfsgesteuerten
Bussystem des Kreises Heinsberg, kreisweit sowohl von Mo-Fr. 20:00 -22:00 Uhr, als auch an
Samstagen, Sonntagen und Feiertagen bis 22:00 Uhr zum nächsten Fahrplanwechsel am
13.12.2009 beschlossen. Im Gegenzug sollte das Anrufsammeltaxi (AST) im Kreis Heinsberg
eingestellt werden. Dem Beschluss waren umfangreiche Beratungen vorausgegangen. Die
westEnergieund Verkehr GmbH hatte für unterschiedliche Szenarien Prognoseberechnungenvon
Nutzen und Kosten angestellt und erläutert.

("
Seit der Einführung im Dezember 2003 in den Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht
wurde der MultiBus durch schrittweise Erweiterungen zu einem kreisweit verkehrenden,
bedarfsgerechten Anrufbussystem für den Bürger am Wochenende erfolgreich ausgebaut.
Bedingungzum weiteren Ausbau war immer einepositiveEinschätzung der Wirtschaftlichkeitder
umzusetzenden Maßnahme. Um dieses Vorgehen auch weiterhin erfolgreich fortzuführen, sollte
die kreisweite Ausdehnung in den Abendstunden mit Augenmaß betrieben werden.

I
I'

Seit derUmsetzung des Beschlusses zum Fahrplanwechsel am 13.12.2009 ist die Nachfragebeim
kreisweit verkehrenden MultiBus nun sprunghaftangestiegen,insbesondere in denAbendstunden.
Hierdurch entstanden in einigen Korridoren der MultiBus Bedienung Kapazitätsengpässe, sodass
vermehrtFahrtaufträge nicht bzw. nicht zeitgerecht durchgeführt werden konnten. Der Betreiber,
die westEnergie und Verkehr GmbH, hat reagiert und versucht die Engpässe durch EDV-
technische wie auch dispositive Maßnahmen aufzufangen. Es scheint allerdings nach derzeitiger
Sachlage fraglich, ob diese Maßnahmen allein ausreichend sind.

Dies veranlasste die Verwaltung gemeinsam mit der westEnergie und Verkehr GmbH, die
Anmeldezeiten des Fahrtwunsches im MultiBus zu analysieren und Überlegungen zu
Kapazitätserweiterungen einschließlich der entsprechenden Kostenfolgen anzustellen.
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In der Sitzung werden dem Ausschuss für Umwelt und Verkehr die Entwicklung der
Fahrgastnachfrage Dezember 2009 und Januar 2010 dargestellt. Des Weiteren werden die
durchgeführten bzw. geplanten Maßnahmen zur Kapazitätsanpassung sowie die Analyse der
Anmeldezeiten des MultiBusses erläutert.

Beschlussvorschla2:

Der Ausschuss rür Umwelt und Verkehr beschließt, die Anmeldezeiten für den MultiBus von
heute 30 Minuten auf 60 Minuten zu verlängern. Des Weiteren wird die Verwaltung ermächtigt,
gemeinsam mit der westEnergie und Verkehr GmbH weitere Maßnahmen zur Stabilisierung des
MultiBus-Angebotes zu ergreifen, insbesondere ggf. notwendige Kapazitätserweiterungen bei
Fahrzeugen und Personal vorzunehmen.

-

r"




















































































